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 Bericht / Mitteilung öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*
24.01.2023 Bezirksvertretung Osterfeld
25.01.2023 Bezirksvertretung Alt-Oberhausen
26.01.2023 Bezirksvertretung Sterkrade
01.03.2023 Umweltausschuss

K
K
K
K

Berichtsgegenstand

Vollzug der Baumschutzsatzung im privaten Bereich für das Jahr 2022

1
2 Sachdarstellung
3
4 Die nachfolgenden Ausführungen behandeln den Vollzug der Baumschutzsatzung auf 
5 Privatgrundstücken. Die Ausführungen sind auf das gesamte Stadtgebiet bezogen.
6
7
8 Bezirksübergreifende Betrachtungen:
9

10 Im Aufgabengebiet Baumschutz wurden im Jahr 2022 qualifizierte Bürgerberatungen zum Thema 
11 ”Baumschutz” durchgeführt, die nicht zuletzt dem Ziel dienten, einen vorhandenen Baumstandort zu 
12 erhalten.
13
14 Insgesamt wurden für 619 Bäume die Fällung und für 63 Bäume der Rückschnitt beantragt. Nach 
15 fachlicher und rechtlicher Prüfung der Anträge wurden für 269 Bäume Fällgenehmigungen und für 11 
16 Bäume Rückschnittgenehmigungen ausgestellt.
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18
19 Die zwei häufigsten Gründe für die Genehmigung einer Fällung waren:
20
21  Krankheit oder Schädigung des Baumes bzw. Gefahr für Leib und Leben und Sachen (für 
22 128 Bäume) und
23  Bauvorhaben (für 140 Bäume)
24
25 Von den insgesamt 619 zur Fällung beantragten Bäumen waren 309 Bäume nicht durch die 
26 Baumschutzsatzung geschützt, sodass keine Genehmigung erforderlich war. Somit wurde im Jahr 
27 2022 eine Gesamtzahl von 578 Bäumen gefällt – sofern die Eigentümer alle Fällungen umgesetzt 
28 haben.
29
30 Nicht durch die Satzung geschützt sind (seit 01.01.2022) Nadelbäume, Birken und Pappeln sowie 
31 abgestorbene Bäume und Gefahrenbäume (soweit keine anderen Rechtsgrundlagen einen Schutz 
32 vorschreiben). 
33
34 Betroffen von den 309 nicht geschützten Bäumen waren:
35 18 abgestorbene Bäume
36 40 Gefahrenbäume und
37 251 Bäume bezogen auf die Baumart. 
38
39
40 Wegen des Verstoßes gegen die Baumschutzsatzung wurden zwei Ordnungswidrigkeitenverfahren 
41 eingeleitet.
42
43
44 Im Nachfolgenden sind die Zahlen bezogen auf die einzelnen Bezirke Osterfeld, Alt-Oberhausen und 
45 Sterkrade tabellarisch zusammengefasst.
46
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Osterfeld Alt-
Oberhausen Sterkrade Gesamt

Anzahl der zur Fällung 
beantragten Bäume: 52 264 303 619

- davon wurden 
genehmigt 16 124 129 269

- davon wurden 
abgelehnt 10 8 23 41

- davon waren 
nicht geschützt 26 132 151 309

Anzahl der zum 
Rückschnitt 
beantragten Bäume: 5 28 30 63

- davon wurden 
genehmigt 0 3 8 11

- davon wurden 
abgelehnt 5 25 22 52

Mit Fällgenehmigung 
geforderte 
Ersatzpflanzungen

26 156 179 361

Durchgeführte 
Ersatzpflanzungen

Aufgrund der Änderung der Baumschutzsatzung zum 01.01.2022 kann 
die Anzahl der geleisteten Ersatzpflanzungen erst ab dem Folgejahr 
statistisch ausgewertet und somit erst im Bericht Anfang 2024 
ausgewiesen werden. 

Geleistete 
Ausgleichszahlungen

Aufgrund der Änderung der Baumschutzsatzung zum 01.01.2022 kann 
die Höhe der Ausgleichszahlungen erst ab dem Folgejahr statistisch 
ausgewertet und somit erst im Bericht Anfang 2024 ausgewiesen 
werden.
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